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Ohne Bürgerbeteiligung kommt so gut wie keine Kommune mehr aus. Direkte Abstimmungen sahen die drei Bürgermeister aber eher kritisch. Fotos: Philipp Rothe

Der Bürger hat die Macht
Bernd Stadel (Heidelberg), Peter Kurz (Mannheim) und Jochen Partsch (Darmstadt) loten die neue Beteiligungskultur aus

Von Steffen Blatt

Bürgerforen, Stadtteilgespräche, Pla-
nungswerkstätten, Internetplattformen –
das sind Instrumente, die in der Kom-
munalpolitik eigentlich nicht mehr weg-
zudenken sind. Denn der Bürger will be-
teiligt werden bei wichtigen Entschei-
dungen und keine fertigen Beschlüsse
vorgesetzt bekommen. Aber welche Aus-
wirkungen hat diese neue Beteiligungs-
kultur eigentlich auf die Demokratie, auf
die Kommunen, auf Stadtverwaltungen
und Bürger? Diesen Fragen ging eine pro-
minent besetzte Diskussionsrunde nach,
die sich am Montagabend im Palais Prinz
Carl traf – und zu erstaunlichen Er-
kenntnissen kam.

Die Heidelberger Bürgerstiftung hat-
te zusammen mit der Internationalen
Bauausstellung (IBA) und der Schader-
Stiftung aus Darmstadt eingeladen. Den
Fragen von Ralf Schönball vom „Berli-
ner Tagesspiegel“ stellten sich Heidel-
bergs Erster Bürgermeister Bernd Stadel
sowie die Oberbürgermeister Peter Kurz
aus Mannheim und Jochen Partsch aus
Darmstadt.

Sie alle haben schon ihre Erfahrun-
gen mit direkter Demokratie gemacht: In
Heidelberg wurde 2010 die Erweiterung
der Stadthalle per Bürgerentscheid ab-
gelehnt. Die Mannheimer stimmten über
die Bundesgartenschau ab und votierten
knapp mit Ja – dennoch ist die Kontro-
verse um das Projekt damit nicht be-
friedet. In Darmstadt zerbrach 2010 die
Koalition aus SPD und Grünen über ei-
nen Bürgerentscheid um eine geplante

Umgehungsstraße, bei dem die große
Mehrheit gegen das Projekt war, die Hür-
de für die Gültigkeit aber knapp verfehlt
wurde. Die Grünen verließen die Koali-
tion, was ihnen viel Glaubwürdigkeit
einbrachte, und im April 2011 wurde

Partsch, bis dahin Dezernent für Jugend,
Soziales und Wohnen, zum ersten grünen
OB einer hessischen Großstadt gewählt.

Dabei sehen die Kommunalpolitiker
den Bürgerentscheid, also die direkteste
Form der Beteiligung, durchaus kritisch.
„Wenn dadurch ein Projekt abgelehnt
wird, ist das eigentlich das Scheitern von
Beteiligung“, sagte Kurz. Gerade in klei-
neren Kommunen könne die Zuspitzung
auf eine Ja/Nein-Entscheidung Ver-
trauen zerstören und zur Spaltung der
Stadtgesellschaft führen. Das sahen sei-
ne Mitdiskutanten genauso. „Bürger-

schaft wird oft zu Gegnerschaft“, se-
kundierte Partsch, und auch Stadel
meinte: „Am besten kommt es gar nicht
zum Bürgerentscheid.“

Durchaus selbstkritisch gab sich Hei-
delbergs Erster Bürgermeister mit Blick

auf den Stadthallen-
Entscheid 2010: „Wir
haben die Bürger da-
mals informiert, aber
es gab keine richtige
Beteiligung“, sagte
Stadel. Bei der neuen
Suche nach einem
Standort mache man es
nun besser. „Ich glau-
be nicht, dass es noch
einmal zu einem Bür-
gerentscheid kommen
wird, weil wir die Be-
völkerung besser ein-
beziehen.“ Auch Kurz
findet,dassmanbeider
Bundesgartenschau
die Bürger stärker mit

ins Boot hätte holen können: „Als es um
den Zuschnitt des Geländes ging, haben
wir das innerhalb von vier Monaten ent-
schieden. Hätten wir uns da ein Jahr Zeit
genommen für eine Bürgerbeteiligung,
wäre es vielleicht anders gekommen.“

Ganz ablehnen wollte die Runde Bür-
gerentscheide aber nicht. Bei bestimm-
ten Vorhaben seien die durchaus ange-
bracht, meinte Partsch. Es dürfe aber
nicht dazu kommen, dass „Profi-Bür-
ger“, die genug Geld haben und durch-
setzungsstark sind, einen solchen Pro-
zess dominieren.

Das darf auch bei der Bürgerbeteili-
gung nicht passieren, und darum muss sie
gut gesteuert und moderiert werden, da-
mit sich auch die Gruppen einbringen
können, die nicht am lautesten schreien
– darin waren sich alle einig. So könne
man dem allgemeinen Vertrauensverlust
in die politischen Akteure entgegenar-
beiten, den vor allem Kurz konstatierte.
Er forderte zudem aufseiten der Bürger
eine Verantwortung für den Beteili-
gungsprozess. „Jeder, der sich einbringt,
muss akzeptieren, dass Entscheidungen
sich am Gemeinwohl orientieren müs-
sen.“ In Heidelberg gelingt das alles of-
fenbar sehr gut, die Stadt ist in Sachen
Bürgerbeteiligung ein Vorbild. So wur-
den etwa in Darmstadt gerade Leitlinien
verabschiedet, die an die Heidelberger
Satzung angelehnt sind.

Und wo bleiben eigentlich die Par-
teien, wenn die Bürger immer mehr be-
teiligt werden? Kurz stellte hier einen
Funktionsverlust fest. „Eine Planungs-
werkstatt zu einem konkreten Vorhaben
ist natürlich viel interessanter als eine
Ortsvereinssitzung.“ Wenn politische
Entscheidungen immer weniger über
Parteien beeinflusst werden könnten,
„warum sollte man da noch mitma-
chen?“, fragte der Mannheimer OB.

Seine beiden Kollegen sahen das nicht
ganz so pessimistisch. Stadel glaubt nicht,
dass die Parteien überflüssig werden, und
Partsch sieht ihre Aufgabe immer noch
darin, zu erklären, wo investiert werden
soll und wo nicht, und zwar über alle Po-
litikfelder hinweg – das klassische Wahl-
programm also.

Bei einer ernsthaften Diskussion darf auchmal gelacht werden (von
links): Peter Kurz, Jochen Partsch und Bernd Stadel. Foto: Rothe

Der Verkehr ist und bleibt
Heidelbergs Sorgenkind Nummer eins

Repräsentative Heidelberg-Studie wird heute vorgestellt – Die Kultur ist wichtig

Von Ingrid Thoms-Hoffmann

Wie lebt es sich in Heidelberg? Sind die
Mieten zu hoch, der Verkehr nervend, das
Kulturangebot ausreichend? Antworten
auf diese Fragen gibt die jüngste reprä-
sentative Heidelberg-Studie, die von der
Stadt in Auftrag gegeben und im letzten
November von der Forschungsgruppe
Wahlen durchgeführt wurde. Heute wird
sie im Stadtentwicklungsausschuss (17
Uhr im Rathaus) vorgestellt. Telefonisch
wurden 1050 Heidelberger ab 16 Jahren
befragt. Einige Schwerpunkte vorweg.
> Die wichtigsten Probleme: Wie auch
schon in früheren Jahren ist das Thema
Verkehr das wichtigste in der Stadt. Al-
lerdings hat die Brisanz (49%) im Ver-
gleich zum Vorjahr (59%) abgenommen.
Der Bereich Wohnungsmarkt und Mie-
ten landete erneut auf Platz zwei, aller-
dings sind auch hier die Nennungen rück-
läufig (21 zu 29%). Drittes großes Thema
ist die Konversion (8%), gefolgt von Kul-
tur/Kulturpolitik (4%) und Kriminali-
tät/Ruhe/Ordnung (3%). Lediglich zwei
Prozent haben Probleme mit Flüchtlin-
gen, kritisieren die Radfahrer oder man-
gelnde Einkaufsmöglichkeiten.
> Verkehr: Die auffälligste Veränderung
zu 2013: Die vor einem Jahr mit 18% am
zweithäufigsten genannten Baustellen
halten jetzt nur noch 3% der Befragten
für das wichtigste Problem. Mit 19% lie-
gen Nennungen zum „Verkehr allge-
mein“ vorn, gefolgt von ÖPNV (11%),
Straßenschäden (7%), Parkplatzproble-

men (6%), Radwegen (5%), Baustellen
(3%), Ampelschaltungen (3%) und Staus
(2 %). 34 Prozent geben an, dass sie haupt-
sächlich das Fahrrad benutzen, 30 Pro-
zent bevorzugen den öffentlichen Nah-
verkehr, 25 Prozent fahren in Heidelberg
vorwiegend mit dem Auto und 9 Prozent
gehen zu Fuß. In Sachen Autofahrer mei-

nen 40 Prozent, dass für diese in Zukunft
mehr getan werden sollte, für eine stär-
kere Unterstützung der Radler sprechen
sich 51 Prozent aus.
> Stadtpolitik: In Heidelberg interes-
sieren sich 51% stark für Politik, 33% ha-
ben noch „etwas Interesse“. Mehr als zwei
Drittel (68%) finden, dass Oberbürger-
meister Eckart Würzner seine Sache als
Stadtoberhaupt eher gut macht, 16% tei-
len diese Meinung nicht. Damit hat sich
im Vergleich zu 2013 kaum etwas geän-
dert. Keine große Überraschung war, dass
der OB von jenen ein gutes Zeugnis be-
kam, die der CDU nahestehen. Aber auch

jene, denen die SPD am besten gefällt, be-
werten mit großer Mehrheit (76%) posi-
tiv. Verhaltener äußern sich diejenigen,
die für Grüne (58%) oder Linke (53%)
Sympathien hegen.
> Bürgerbeteiligung: Die große Mehr-
heit von 91% sagt, dass Bürgerbeteili-
gung sehr wichtig ist. Ebenso viele sind
der Meinung, dass die Stadt ihren Bür-
gern die Möglichkeit der Teilhabe bietet,
und 56% meinen, es gebe genügend Mög-
lichkeiten, sich an den wichtigen Vor-
haben der Stadt zu beteiligen.
> Wohlfühlen: 68% der Heidelberger
fühlen sich in der Stadt sehr wohl, 30%
fühlen sich wohl und nur 2% „eher nicht
wohl“. 57% sind der Meinung, dass sich
die Lebensqualität innerhalb der letzten
zehn Jahre verbessert hat, 25% meinen,
dass die Qualität gesunken sei (2013 wa-
ren es noch 30%). 59% sind der Mei-
nung, dass die Lebensqualität künftig
noch steigt.
> Kultur: Die große Mehrheit (80%) ist
mit dem Kulturangebot zufrieden und
nutzt es. Am meisten Interesse finden das
SchauspielundTheater (53%),gefolgtvon
Film und Kino (29%) sowie Konzerten mit
klassischer Musik oder anderen Stilen (je
21%). Auch für Museen und Ausstellun-
gen interessieren sich 21%. Lediglich vier
Prozent der Befragten haben allerdings
Sportveranstaltungen genannt – meis-
tens waren das Männer. Die Menge des
Kulturangebots in Heidelberg bewertet
eine Mehrheit von 70% als „gerade
richtig“.

Mit OB Eckart Würzner sind die meisten Hei-
delberger zufrieden. Foto: Philipp Rothe

Stadthalle soll
mit einbezogen

werden
Konferenzzentrum: Ausschuss

diskutiert heute über Vorschläge

ani. Die Standortsuche für ein neues
Konferenzzentrum geht weiter. Heute
diskutieren erstmals die Stadträte im
Stadtentwicklungs- und Verkehrsaus-
schuss die vier Vorschläge, die die Stadt-
verwaltung unter intensiver Bürgerbe-
teiligung und anhand diverser Kriterien
ausgearbeitet hat. Das wären:
> Das Altklinikum Nord-Ost: In Berg-
heim könnte das Zentrum dort auf dem
Universitätscampus in guter Anbindung
zum Hauptbahnhof und dennoch innen-
stadtnah entstehen.
> Die ehemalige Zentrale der Heidel-
berger Druckmaschinen in der Kurfürs-
ten-Anlage eignet sich vor allem wegen
der guten verkehrlichen Anbindung
(Hauptbahnhof).
> Die Bahnstadt: Hier könnte im Bau-
feld T1, also am Bahnstadt-Bordell in der
Güteramtsstraße, ein Konferenzzentrum
entstehen. Laut Stadt könnten davon
Entwicklungspotenziale für den Bahn-
stadt-Campus und den Technologiepark
ausgehen
> Die Berliner Straße/Jahnstraße: Am
Eingang zum Neuenheimer Feld spräche
der Wissenschaftsbezug für den Stand-
ort. Die Lage am Brückenkopf schaffe au-
ßerdem einen Bezug zum Stadtbild, heißt
es in einer Mitteilung der Stadt.

Die Fraktion „Die Heidelberger“ mel-
deten gestern bereits erste Bedenken an.
Sie ist der Meinung, dass die Stadthalle
als Standort nicht einfach ausgeklam-
mert werden dürfe. „Die bisher ange-
legten Kriterien können ja nur eine ,all-
gemeine Auswahl‘ darstellen, die nicht
dazu führen darf, Standorte außer Acht
zu lassen, die sich vielleicht erst bei der
vertieften Prüfung – gerade in finanzi-
eller Hinsicht – als durchaus sinnvoll oder
realistische Möglichkeit darstellen kön-
nen“, schreibt Fraktionsvorsitzender
Wolfgang Lachenauer in einer Mittei-
lung. Deshalb beantragen „Die Heidel-
berger“, die Erweiterung der Stadthalle
in die Verwaltungsvorlage und damit in
die Prüfung durch den Gemeinderat mit
aufzunehmen. Das Kriterium „Erhalt in-
nerstädtischer Grünflächen“, das zum
Ausschluss dieses Standortes geführt ha-
be, müsse sich dem Vergleich mit dem
Kriterium „Wirtschaftlichkeit“ stellen.
> Der Stadtentwicklungs- und Ver-
kehrsausschuss tagt heute öffentlich um
17 Uhr im Rathaus, Neuer Sitzungssaal,
Marktplatz 10.

HEUTE BEIM „FRÜHLING“

Um 19.30 Uhr findet in der Halle 02
das ursprünglich für den 30. März ge-
plante „Lied.Lab“ statt. Die Familie
Schuen singt in einer faszinierenden,
uralten Sprache – dem Dolomiten-La-
dinischen. Marlene, Elisabeth und
Andrè Schuen präsentieren zusam-
men mit ihrer Cousine Maria Moling,

in der Pop-Forma-
tion „Ganes“, und
Daniel Heide als
Liedduo-Partner
und unterstützt
durch die Eltern Paul
und Hilda, Lieder in
verschiedensten
Musikrichtungen.

In der Stadthalle beginnt zur gleichen
Zeit das 6. Philharmonische Konzert
unter Leitung von Yordan Kamd-
zhalov. Neben Maurice Ravels „Da-
phnisetChloé“SuiteNr.2erklingthier
vom Chor und Philharmonischen Or-
chester Heidelberg gemeinsam mit der
Sopranistin Rinnat Moriah die „Sin-
fonie der Klagelieder“ von Henryk
Mikołaj Górecki. Im Frauenbad gibt
es außerdem um 19 Uhr ein „After
Work Concert“ mit dem Cellisten
Charles-Antoine Duflot und dem Pi-
anisten Martin Klett sowie um 22.30
Uhr eine „MLP Late Night Lounge“
mit dem Pianisten Francesco Trista-
no. Unter dem Titel „Markt – Macht –
Musik. Wie viel Freiheit hat ein Klas-
sik-Künstler?“ diskutieren um 18 Uhr
im Ballsaal der Stadthalle Musik-
journalistin Eleonore Büning, Mu-
sikmanager Stefan Piendl und Brat-
schist Nils Mönkemeyer. Es ist eine
Aufzeichnung für die Radiosendung
„SWR2 Forum“ (Sendetermin 17.4.,
17.05 Uhr). Der Eintritt ist frei.

Peer Steinbrück
heute im DAI

if. Nicht am Dienstag (14. April), wie in
der RNZ von gestern stand, kam der SPD-
Politiker Peer Steinbrück in das DAI,
sondern heute um 20 Uhr wird der glück-
lose Kanzlerkandidat von 2013 zusam-
men mit dem FAZ-Journalisten Nils
Minkmar im Kulturhaus auftreten. Vor-
gestellt wird das Buch „Der Zirkus – Ein
Jahr im Innersten der Politik“, ein Port-
rät der SPD und ihres Kandidaten. Ein
Jahr lang begleitete Minkmar den ehe-
maligen Hoffnungsträger der Genossen
durch den Wahlkampf und bekam ex-
klusiven Zugang zu wichtigen Terminen
und Besprechungen. Für die Veranstal-
tung gibt es noch Restkarten an den Vor-
verkaufsstellen. Für das falsche Datum
bitten wir um Entschuldigung.

Fritz Bauer wird hier
noch einmal lebendig

hob. Die Ausstellung „Fritz Bauer – Der
Staatsanwalt. NS-Verbrechen vor Ge-
richt“ neigt sich dem Ende zu. Nur noch
bis Freitag, 17. April, ist sie im Heidel-
berger Landgericht, Kurfürsten-Anlage
15, zu sehen. Zum Abschluss präsentie-
ren Bettina Schulte Strathaus von der
Universität Frankfurt und Werner Renz,
wissenschaftlicher Mitarbeiter des Fritz-
Bauer-Instituts, am Donnerstag, 16. Ap-
ril, um 18.30 Uhr im Landgericht Film-
material aus den Fernseharchiven von
1961 bis 1968, in denen der frühere hes-
sische Generalstaatsanwalt in Gesprä-
chen und Interviews zu Wort kommt.


